Landeshauptstadt Hannover - - Datum 18.08.2005
Einladung
zur 39. Sitzung des Ausschusses fur Arbeitsmarkt-, Wirtschafts- und

Liegenschaftsangelegenheiten am
Freitag, 2. September 2005, 14.00 Uhr, Rathaus, Hodlersaal

Tagesordnung:

l. OFFENTLICHER TEIL
1. Vorstellung des Verkehrsvereins

2. Genehmigung der Niederschrift Uber die 36. Sitzung des AWL am 15.04.05 -
offentlicher Teil

2.1. Genehmigung der Niederschrift Uber die 37. Sitzung des AWL am 20.05.05 -
offentlicher Teil

2.2. Genehmigung der Niederschrift Gber die Sondersitzung des AWL am
09.06.05 - offentlicher Teil

2.3. Genehmigung der Niederschrift Uber die 38. Sitzung des AWL am 24.06.05 -
offentlicher Teil

3. Rechtsverordnung uiber die Offnung der Verkaufsstellen im Bereich der Lister
Meile, Hannover, am 25.09.2005, aus Anlass des Bauernmarktes
(Drucks. Nr. 1286/2005 N1 mit 1 Anlage)

3.1. Rechtsverordnung tiber die Offnung der Verkaufsstellen im Gewerbegebiet
Hainholz am Sonntag, den 16.10.2005 aus Anlass des Festes in Hainholz
(Drucks. Nr. 1421/2005 mit 1 Anlage)

3.2. Rechtsverordnung uiber die Offnung der Verkaufsstellen in
Hannover-Misburg / Meyers Garten am Sonntag, 09.10.2005, aus Anlass des
Misburger Oktoberfestes
(Drucks. Nr. 1498/2005 mit 2 Anlagen)

3.3. Rechtsverordnung uiber die Offnung der Verkaufsstellen im Bereich der
Altstadt, der Innenstadt sowie im Bereich der Lister Meile am Sonntag, den
27.11.2005 aus Anlass des Weihnachtsmarktes
(Drucks. Nr. 1501/2005 mit 1 Anlage)

4. Antrag der SPD-Fraktion und Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN "Roter
Faden" - ein Weg fir alle
(Drucks. Nr. 1321/2005)



5. Ersatzbau
hier: Kindertagesstatte Grol3e Pranke 5
(Drucks. Nr. 1333/2005 mit 7 Anlagen)

0. Sachstandsbericht Forderkreis Fernwarme
(Informationsdrucks. Nr. 1525/2005)

7. Verlangerung des Pilotprojektes zur Verkirzung der allgemeinen Sperrzeit
fur Schank- und Speisewirtschaften auf die so genannte “Putzstunde”
(Drucks. Nr. 1539/2005 mit 1 Anlage)

8. Bericht der Verwaltung und Anfragen

Schmalstieg

Oberbiurgermeister



Beschluss-

drucksache
Landeshauptstadt Hannover
In den Ausschuss fur Haushalt 1. Neufassung
Finanzen und Rechnungsprifung
In den Ausschuss fiir Arbeitsmarkt Nr.|1286/2005 N1

Wirtschafts und
Liegenschaftsangelegenheiten
In den Verwaltungsausschuss

Anzahl der Anlagen |1

: ZuTOP
In die Ratsversammlung
An den Stadtbezirksrat Mitte (zur
Kenntnis)
An den Stadtbezirksrat
Vahrenwald-List (zur Kenntnis)
Rechtsverordnung ber die Offnung der Verkaufsstell en im Bereich der Lister Meile,
Hannover, am 25.09.2005, aus Anlass des Bauernmarkt es
Antrag,
Rechtsverordnung ber die Offnung der Verkaufsstell en im Bereich der Lister Meile,

Hannover, am 25.09.2005, aus Anlass des Bauernmarktes

Bertcksichtigung von Gender-Aspekten

Gender-Aspekte wurden beim Erstellen der Drucksache berticksichtigt.

Es wurden keine geschlechtsdifferenzierten Daten erhoben und ausgewertet.
Frauen und Manner sind von dem Erlass der Verordnung gleichermalRen betroffen.

Kostentabelle
Es entstehen keine finanziellen Auswirkungen.

Begriindung des Antrages
Nach 8§ 3 des Gesetzes Uber den Ladenschluss (LSchlG) miussen Verkaufsstellen u.a. an
Sonn- und Feiertagen fir den geschaftlichen Verkehr mit Kunden geschlossen sein.

Nach § 14 Abs. 1 LSchIG durfen Verkaufsstellen aus Anlass von Markten, Messen oder
ahnlichen Veranstaltungen an héchstens 4 Sonn- und Feiertagen geotffnet sein. Diese Tage
mussen durch Rechtsverordnung freigegeben werden.



Nach § 14 Abs. 2 LSchIG kann die Offenhaltung auf bestimmte Bezirke und Handelszweige
beschréankt werden. Der Zeitraum darf 5 zusammenhéangende Stunden nicht Gberschreiten,
muss spatestens um 18.00 Uhr enden und soll auRerhalb der Zeit des Hauptgottesdienstes
liegen.

Zustandig fur den Erlass derartiger Rechtsverordnungen sind die Gemeinden.

Der Verein Aktion Lister Meile e.V. hat die Offnung der Verkaufsstellen am 25.09.2005 in

der Zeit von 12.00 bis 17.00 Uhr aus Anlass des Bauernmarktes auf der Lister Meile
beantragt.

Nach einem Erlass des Nds. Sozialministeriums vom 08.07.1994 sind an den Begriff der
»-ahnlichen Veranstaltung” im Sinne des § 14 Abs. 1 LSchIG strenge Anforderungen zu
stellen. Ein Ausnahmegrund liegt nur dann vor, wenn eine Veranstaltung tUberregionale
Bedeutung hat und einen auf3erordentlichen Besucherstrom auch von auf3erhalb hervorruft.

Die Gewerkschaften und Verbande, die hach dem o. g. Erlass des Nds. Sozialministeriums
anzuhoren sind, haben wie folgt zu der beabsichtigten Sonntagsoffnung Stellung
genommen:

die Industrie- und Handelskammer Hannover-Hildesheim,

die Handwerkskammer Hannover,

der Deutsche Hausfrauenbund Ortsverband Hannover e.V.,

der Landesverband der Mittel- und GroRRbetriebe des Einzelhandels in
Niedersachsen e.V. sowie

der Ev.-luth. Stadtkirchenverband Hannover

erheben keine Einwande.
Die Gewerkschaft NGG und der Einzelhandelsverband haben sich noch nicht gedaul3ert.

Die Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di weist aus grundsétzlichen Erwéagungen
darauf hin, dass die Voraussetzungen des 8§ 14 LSchIG nicht erfillt sind. Die Vereinigte
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di aulRert die Beflirchtung, dass der Besucherstrom nicht
durch die Veranstaltung selbst, sondern erst durch das Offenhalten der Verkaufsstellen
ausgelost und damit das , Anlass-Folge-Verhaltnis* in sein Gegenteil verkehrt wird.

Die Gewerkschaft NGG hat sich bislang noch nicht zum geplanten Erlass der
Rechtsverordnung geédullert.

Die Verwaltung ist nach Auswertung der Stellungnahmen und nach Abwégen der
unterschiedlichen Interessen der Auffassung, dass die Verordnung erlassen werden sollte.
Die rechtlichen Voraussetzungen sind erfillt.

Die Aktion Lister Meile e.V. plant am Sonntag, den 25.09.2005 im Bereich der Lister Meile
die Durchfiihrung eines Bauernmarktes. Neben dem Bauernmarkt mit seinen diversen
Standen sind vorwiegend kostenfreie Aktionsstéande fur Kinder vorgesehen. Die
voraussichtliche Anzahl der Besucher kann im Hinblick auf die Erfahrungen aus dem Vorjahr
mit ca. 100.000 Personen angegeben werden. Es werden zahlreiche Besucher aus dem
Umland erwartet. Die Werbung erfolgt auf den Medienwéanden der UESTRA , in der
Tagespresse sowie auf Plakaten.

In der Sitzung am 04.07.2005 hat der Stadtbezirksra t Mitte vier
Anderungen zur Drucksache beschlossen (Drucksache



15-1453/2005). Die Anderungsantrage zu Ziffer 1, 2 und 4 betreffen
redaktionelle Anderungen und dienen der Klarstellun g. Die Antrage
wurden in die Neufassung eingearbeitet.

Dem Begehren des Stadtbezirksrates Mitte nach einem

ausgewogenen Verhaltnis der Stande ist nicht stattz ugeben. Die
Veranstaltung wird nicht in Verantwortung der Stadt durchgefihrt.
Der in der Begrindung genannte Bauernmarkt ist weit erhin der
Anlass flr die Sonntagsoffnung.

32.2
Hannover / 06.07.2005



Rechtsverordnung

uber die Offnung der Verkaufsstellen im Stadtgebiet von Hannover anlasslich des
Bauernmarktes auf der Lister Meile am Sonntag, den 25.09.2005

Aufgrund des § 14 Abs. 1 und 2 des Gesetzes Uber den Ladenschluss vom
28.11.1956 (BGBI. 1 S. 875) in der z.Z. geltenden Fassung in Verbindung mit der
Verordnung tber die Regelung von Zustandigkeiten im Gewerbe- und
Arbeitsschutzrecht sowie in anderen Rechtsgebieten vom 19.12.1990 (Nds. GVBI. S
491) in der z.Z. geltenden Fassung sowie des 8§ 40 Abs. 1 Nr. 4 der
Niedersachsischen Gemeindeordnung in der Fassung vom 22.08.1996 (Nds. GVBI.
S. 382) hat der Rat der Landeshauptstadt Hannover mit Beschluss vom

folgende Rechtsverordnung erlassen:

81
Anlasslich des Bauernmarktes auf der Lister Meile diuirfen Verkaufsstellen in der
Lister Meile einschlief3lich der in die Lister Meile einmiindenden Nebenstral3en bis zu
einer Entfernung von 50 Metern ab Einmindungspunkt der NebenstralRe in die Lister
Meile am Sonntag, den 25.09.2005 in der Zeit von 12.00 bis 17.00 Uhr gedffnet sein.
82

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veréffentlichung in Kraft.

Hannover, den

Oberburgermeister



Beschluss-

drucksache
Landeshauptstadt Hannover

In den Stadtbezirksrat Nord

In den Ausschuss fur Haushalt
Finanzen und Rechnungsprifung Nr.
In den Ausschuss fur Arbeitsmarkt
Wirtschafts und Anzahl der Anlagen|1
Liegenschaftsangelegenheiten
In den Verwaltungsausschuss
In die Ratsversammlung

1421/2005

=

Zu TOP

Rechtsverordnung ber die Offnung der Verkaufsstell en im Gewerbegebiet Hainholz
am Sonntag, den 16.10.2005 aus Anlass des Festes in  Hainholz

Antrag,

die in der Anlage beigefiigte Rechtsverordnung lber die Offnung von Verkaufsstellen im
Bereich des Gewerbegebietes Hannover-Hainholz am Sonntag, den 16.10.2005 aus Anlass
des Festes in Hannover-Hainholz in der Zeit von 12.00 bis 17.00 Uhr zu beschliel3en.

Bertcksichtigung von Gender-Aspekten

Gender-Aspekte wurden beim Erstellen der Drucksache berticksichtigt.

Es wurden keine geschlechtsdifferenzierten Daten erhoben und ausgewertet.
Frauen und Manner sind von dem Erlass der Verordnung gleichermalRen betroffen.

Kostentabelle
Es entstehen keine finanziellen Auswirkungen.

Begriindung des Antrages
Nach 8 3 des Gesetzes lber den Ladenschluss (LSchlG) mussen Verkaufsstellen u.a. an
Sonn- und Feiertagen fur den geschéftlichen Verkehr mit Kunden geschlossen sein.

8§ 14 Abs. 1 LSchIG regelt die abweichende Offnung von Verkaufsstellen an Sonn- und
Feiertagen. Diese Tage mussen durch Rechtsverordnung freigegeben werden.

Nach § 14 Abs. 2 LSchIG kann die Offenhaltung auf bestimmte Bezirke und Handelszweige
beschrankt werden.

Der Zeitraum darf 5 zusammenhéangende Stunden nicht Gberschreiten, muss spéatestens um
18.00 Uhr enden und soll aul3erhalb der Zeit des Hauptgottesdienstes liegen.



Zustandig fur den Erlass derartiger Rechtsverordnungen sind die Gemeinden.

Die Fa. Mobel-Staude GmbH & Co. KG hat als Vertreterin der Interessen der Ubrigen
Gewerbetreibenden die Offnung der Verkaufsstellen am 16.10.2005 in der Zeit von 12.00
Uhr bis 17.00 Uhr beantragt.

Nach einem Erlass des Nds. Sozialministeriums vom 08.07.1994 sind an den Begriff der
»=ahnlichen Veranstaltung” im Sinne des § 14 Abs. 1 LSchIG strenge Anforderungen zu
stellen. Ein Ausnahmegrund liegt nur dann vor, wenn eine Veranstaltung tberregionale
Bedeutung hat und einen auf3erordentlichen Besucherstrom auch von auf3erhalb hervorruft.

Die Gewerkschaften und Verbande, die nach dem o. g. Erlass des Nds. Sozialministeriums
anzuhdren sind, haben wie folgt zu der beabsichtigten Sonntagstffnung Stellung
genommen:

Die Industrie- und Handelskammer Hannover-Hildesheim,

die Handwerkskammer Hannover,

der Deutsche Hausfrauenbund Ortsverband Hannover e.V.,

der Einzelhandelsverband,

der Landesverband der Mittel- und GroRRbetriebe des Einzelhandels in
Niedersachsen e.V.,

die Verbraucherzentrales sowie

der Ev.-luth. Stadtkirchenverband Hannover

erheben keine Einwénde.

Die Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di weist aus grundsétzlichen Erwégungen
darauf hin, dass die Voraussetzungen des 8§ 14 LSchlIG nicht erflillt sind. Die Vereinigte
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di &ulRert die Befiirchtung, dass der Besucherstrom nicht
durch die Veranstaltung selbst, sondern erst durch das Offenhalten der Verkaufsstellen
ausgelost und damit das ,,Anlass-Folge-Verhaltnis® in sein Gegenteil verkehrt wird

Die Gewerkschaft NGG, die auch angehdrt wurde, hat sich bislang noch nicht geéulRert.

Die Verwaltung ist nach Auswertung der Stellungnahmen und nach Abwégen der
unterschiedlichen Interessen der Auffassung, dass die Verordnung erlassen werden sollte.
Die rechtlichen Voraussetzungen sind erfiillt.

Der geplante verkaufsoffene Sonntag soll am 16.10.2005 aus Anlass des 6. Stadteilfestes
des Gewerbegebietes Hannover-Hainholz durchgefihrt werden. Geplant ist ein buntes
Programm auf den Au3enanlagen und in den teilnehmenden Verkaufsstellen. Ferner sind
ein Eichsfelder Bauernmarkt sowie Kinderanimationen geplant. Die Hauptattraktion soll an
diesem Tag das bundesoffene Cross-Radrennen des Radsportverbandes Hannover sein.
Auf die Veranstaltung soll in den tberregionalen Radiosendern sowie in der Tagespresse
hingewiesen werden, damit auch Besucher aus den Uberregionalen Bereichen
angesprochen werden. Der Veranstalter erwartet ca. 25.000 bis 30.000 Besucher aus der
Stadt Hannover sowie aus der Region Hannover.

32.2
Hannover / 23.06.2005



Rechtsverordnung

uber die Offnung der Verkaufsstellen im Stadtgebiet von Hannover anlaRlich des
Festes in Hainholz am Sonntag, den 16.10.2005.

Aufgrund des 8§ 14 Abs. 1 und 2 des Gesetzes Uber den Ladenschluss vom
28.11.1956 (BGBI. I S. 875) in der z. Zt. geltenden Fassung in Verbindung mit der
Verordnung Uber die Regelung von Zustandigkeiten im Gewerbe- und Arbeitsschutz-
recht sowie in anderen Rechtsgebieten vom 19.12.1990 (Nds. GVBI. S. 491) in der z.
Z. geltenden Fassung sowie des 8 40 Abs. 1 Nr. 4 der Niedersachsischen Gemein-
deordnung in der Fassung vom 22.08.1996 (Nds. GVBI. S. 382) hat der Rat der Lan-
deshauptstadt Hannover mit Beschluss vom

folgende Rechtsverordnung erlassen:

§1
Anlasslich des Festes in Hainholz dirfen Verkaufsstellen des durch die Stral3en
Rehagen / Schulenburger LandstralRe / Sorststrale und MogelkenstralR3e begrenzten
Stadtgebietes am Sonntag, den 16.10.2005 in der Zeit von 12.00 Uhr bis 17.00 Uhr
gedffnet sein.

§2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veréffentlichung in Kraft.

Hannover, den

Oberblrgermeister



Beschluss-

drucksache
Landeshauptstadt Hannover

An den Stadtbezirksrat
Misburg-Anderten (zur Kenntnis)
In den Ausschuss fiir Haushalt Nr.
Finanzen und Rechnungsprufung
In den Ausschuss fir Arbeitsmarkt
Wirtschafts und

1498/2005

=

Anzahl der Anlagen |2

) , ZuTOP
Liegenschaftsangelegenheiten
In den Verwaltungsausschuss
In die Ratsversammlung
Rechtsverordnung uber die Offnung der Verkaufsstell en in Hannover-Misburg /

Meyers Garten am Sonntag, 09.10.2005, aus Anlass de s Misburger Oktoberfestes

Antrag,

die in der Anlage beigefiigte Rechtsverordnung lber die Offnung von Verkaufsstellen im
Stadtgebiet Hannover-Misburg / Meyers Garten am Sonntag, den 09.10.2005, aus Anlass
des Misburger Oktoberfestes fiir die Zeit von 13.00 bis 18.00 Uhr zu beschliel3en.

Bertcksichtigung von Gender-Aspekten

Gender-Aspekte wurden beim Erstellen der Drucksache berticksichtigt.

Es wurden keine geschlechtsdifferenzierten Daten erhoben und ausgewertet.
Frauen und Manner sind von dem Erlass der Verordnung gleichermalRen betroffen.

Kostentabelle
Es entstehen keine finanziellen Auswirkungen.

Begriindung des Antrages
Nach 8 3 des Gesetzes lber den Ladenschluss (LSchlG) mussen Verkaufsstellen u.a. an
Sonn- und Feiertagen fur den geschéftlichen Verkehr mit Kunden geschlossen sein.

§ 14 Abs. 1 LSchIG regelt die abweichende Offnung von Verkaufsstellen an Sonn- und
Feiertagen. Diese Tage mussen durch Rechtsverordnung freigegeben werden.

Nach § 14 Abs. 2 LSchIG kann die Offenhaltung auf bestimmte Bezirke und Handelszweige
beschréankt werden. Der Zeitraum darf 5 zusammenhé&ngende Stunden nicht Giberschreiten,
muss spatestens um 18.00 Uhr enden und soll auRerhalb der Zeit des Hauptgottesdienstes
liegen.



Zustandig fur den Erlass derartiger Rechtsverordnungen sind die Gemeinden.

Der Verein fir Gewerbe und Industrie Misburg-Anderten e.V. hat die Offnung der
Verkaufsstellen am 09.10.2005 in der Zeit von 13.00 bis 18.00 Uhr beantragt. Anlass fir die
Offnung der Verkaufsstellen ist das Misburger Oktoberfest.

Nach einem Erlass des Nds. Sozialministeriums vom 19.08.1998 sind an den Begriff der
»-ahnlichen Veranstaltung” im Sinne des § 14 Abs. 1 LSchIG strenge Anforderungen zu
stellen. Ein Ausnahmegrund liegt nur dann vor, wenn eine Veranstaltung tberregionale
Bedeutung hat und einen auf3erordentlichen Besucherstrom auch von auf3erhalb hervorruft.

Diese Voraussetzung ist hier erfillt. Auf dem groRen Parkplatz Meyers Garten in
Hannover-Misburg soll das Oktoberfest verbunden mit einem Bauernmarkt veranstaltet
werden. Hierzu sollen Bauernmarktstande ihre vorwiegend frischen Eigenprodukte anbieten.
Weiterhin sind Infostande der ortlichen Gewerbetreibenden geplant. Ferner werden Spiele
fur Kinder und Erwachsene veranstaltet, Kleinkiinstler werden auftreten und die Misburger
Vereine und Verbande werden sich prasentieren. Nach den Erfahrungen der Vorjahre
nehmen an dieser Veranstaltung nicht nur die ortsansassigen Burgerinnen und Blirger,
sondern auch Besucher aus dem Umland von Hannover teil.

Die Gewerkschaften und Verbande, die nach dem o.g. Erlass des Nds. Sozialministers
anzuhoren sind, haben wie folgt zu der beabsichtigten Sonntagséffnung Stellung
genommen:

die Handwerkskammer Hannover,

die Industrie- und Handelskammer Hannover,

der Einzelhandelsverband,

der Deutsche Haufrauen-Bund,

die Verbraucherzentrale,

der Landesverband der Mittel- und GroRRbetriebe des Einzelhandels in Nds. e.V.,
der Ev.-luth. Stadtkirchenverband Hannover sowie

Kath. Pfarrgemeinde St. Martin Hannover-Ost

erheben keine Einwande.

Um rechtlichen Auseinandersetzungen vorzubeugen, hat der Verein fir Gewerbe und
Industrie Misburg-Anderten e.V. mit der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft ver.di Bezirk
Region Hannover unter Beteiligung der Stadtverwaltung die beigefligte Vereinbarung
getroffen, mit der Interessen betroffener Arbeitnehmer beriicksichtigt werden. Fir die Stadt
sind damit keine Verpflichtungen verbunden.

Die Verwaltung ist nach Auswertung der Stellungnahmen und nach Abwéagen der
unterschiedlichen Interessen der Auffassung, dass die Verordnung erlassen werden sollte.
Die rechtlichen Voraussetzungen sind erfillt. Bedingt durch den zu erwartenden erheblichen
Besucherstrom besteht ein gesteigertes Interesse bzw. Bedrfnis an dieser
Sonntagsoéffnungszeit.

32.2
Hannover / 11.08.2005



SOZIALABKOMMEN

Zwischem

der Landeshauptstadt Hannover
vertreten durch den Oberblizgermeister Dr. Herbert Schmalstieg,

der vgi (Verein fiir Gewerbe und Industrie Misburg-Andertene. V)
vertreten durck Herrn Wolfgang [llmer

und der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft ver.di, Bezirk Region Hannover
vertreten durch den Gewerkschaftssekretdr Dirk Hempel,

wird fiir den Fall, daf} am Soontag, den 09.10.2005 in der Zeit von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr Verkaufsstellen des
Einzelhandels i Stadtteil Hannover-Misburg gedffnet sind, zur Vermeidung junistischer Anseinandersetzungen
ausschlieBlich fir diesen Ania8 folgendes vereinbart:

1. Die Beschiftigung von Arbeitnehmer/innen erfolgt ausschlieBlich auf freiwilliger Basis.
2. Von der Beschiftigung ausgenommen sind Arbeitnehmer/innen

mit Schwerbehinderung oder Gleichstellung,
Schwangere,
die Kinder bis zum vollendeten 12. Lebensjahr betreuen missen,
die pflegebediirftige Angehorige/Lobenspartner betreuen missen
- und
s Auszubildende und Jugendliche.

3. Im dbrigen richtet sich die Arbeitszeit nach den Vorschrifien des Arbentszeitgesetzes, der
Gewerbeordonung, des  Jugendarbeitsschutzgesetzes, des  Mutterschutzgesetzes und  des
Ladenschiufigesetzcs.

4. Die aufgewendete Zeit im Betrieb wird wie @ibliche Arbeitszeit vergiitet.

5. Als Ausgleich fiir die Teilnahme an der Sonntagsarbeit und als Ersatz fir die ausfallende
Wochenendfreizeit haben dic teilnehmenden Beschiftigten einen Anspruch auf einen zusdtzlichen
ganzen frelen Tag, der in einer der zwei Folgewochen im Zusammenhang mit ¢inem Wochenende zu
gewidhren ist.

6. Findet ein Tarifvertrag oder eine Betriebsvereinbarung Anwendung, so gelten seine Bedingungen
vorrangig.

Der vgi (s. 0.) verpflichtet sich, in Zusammenarbeit mit der Landeshauptstadt Hannover die Umsetzung dieser
Vereinbarung seinen Mitgliedern zu empfehlen.

Streitﬁille werden unter der Beteiligung der Gewerkschaft ver.di geklart. ‘
n

Diese Regelung entwickelt fiir keine der beteiligten Parteien eine prajudizierende Wirkung, llﬁbesoud:zre ist aus
diesem Sozialabkommen keiperlei Ancrkmntms der Vereinten Dienstleistungsgewerksc zum Anlaf} der
SonderSffnung abzuleiten.

Landeshauptstadt Hannover




Rechtsverordnung

uber die Offnung der Verkaufsstellen im Stadtgebiet von Hannover anlasslich des
Misburger Oktoberfestes am Sonntag, den 09.10.2005.

Aufgrund des § 14 Abs. 1 und 2 des Gesetzes Uber den Ladenschluss vom
28.11.1956 (BGBI. | S. 875) in der z.Z. geltenden Fassung in Verbindung mit der
Verordnung Uber die Regelung von Zustandigkeiten im Gewerbe- und Arbeitsschutz-
recht sowie in anderen Rechtsgebieten vom 19.12.1990 (Nds. GVBI. S 491) in der
z.Z. geltenden Fassung sowie des 8 40 Abs. 1 Nr. 4 der Niederséchsischen Gemein-
deordnung in der Fassung vom 22.08.1996 (Nds. GVBI. S. 382) hat der Rat der
Landeshauptstadt Hannover in seiner Sitzung am folgende Rechtsverordnung
erlassen:

§1
Anlasslich des Misburger Oktoberfestes durfen die Verkaufsstellen in der Landes-
hauptstadt Hannover in folgenden Straf3en am Sonntag, den 09.10.2005 in der Zeit
von 13.00 bis 18.00 Uhr geoffnet sein:

Vom Veranstaltungsplatz beginnend

1. Hannoversche Stral3e bis Einmindung Heinrichstral3e
2. Buchholzer Stral3e bis Einmindung HeinrichstralRe

3. Waldstraf3e bis Einmindung Seckbruchstral3e

4. Anderter Straf3e bis Einmindung Ludwig-Jahn-Stral3e
sowie

5. Knauerweg

6. Paula-Nordhoff-StralRe

7. Kurze Stral3e

8. Alte Schmiede

9. Am Seelberg zwischen Anderter Stral3e

und Alte Schmiede

§2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Vero6ffentlichung in Kraft.

Hannover, den

Oberblrgermeister



Beschluss-

drucksache
Landeshauptstadt Hannover

In den Ausschuss fur Haushalt
Finanzen und Rechnungsprifung
In den Ausschuss fur Arbeitsmarkt Nr.
Wirtschafts und
Liegenschaftsangelegenheiten
An den Stadtbezirksrat Mitte (zur
Kenntnis)

An den Stadtbezirksrat
Vahrenwald-List (zur Kenntnis)
In den Verwaltungsausschuss

In die Ratsversammlung

1501/2005

=
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Zu TOP

Rechtsverordnung ber die Offnung der Verkaufsstell en im Bereich der Altstadt, der
Innenstadt sowie im Bereich der Lister Meile am Son ntag, den 27.11.2005 aus Anlass

des Weihnachtsmarktes

Antrag,

die in der Anlage beigefiigte Rechtsverordnung lber die Offnung von Verkaufsstellen im
Bereich der Altsstadt, der Innenstadt sowie im Bereich der Lister Meile am 27.11.2005 aus
Anlass des Weihnachtsmarktes in der Zeit von 13.00 bis 18.00 Uhr zu beschlie3en.

Bertcksichtigung von Gender-Aspekten

Gender-Aspekte wurden beim Erstellen der Drucksache berticksichtigt.

Es wurden keine geschlechtsdifferenzierten Daten erhoben und ausgewertet.
Frauen und Manner sind von dem Erlass der Verordnung gleichermalRen betroffen.

Kostentabelle
Es entstehen keine finanziellen Auswirkungen.

Begriindung des Antrages
Nach 8 3 des Gesetzes uber den Ladenschluss (LSchlG) mussen Verkaufsstellen unter
anderem an Sonn- und Feiertagen fir den geschaftlichen Verkehr mit Kunden geschlossen

sein.

8§ 14 Abs. 1 LSchIG regelt die abweichende Offnung von Verkaufsstellen an Sonn- und
Feiertagen aus Anlass von Markten, Messen oder &hnlichen Veranstaltungen. Diese Tage
mussen durch Rechtsverordnung freigegeben werden.



Nach § 14 Abs. 2 LSchIG kann die Offenhaltung auf bestimmte Bezirke und Handelszweige
beschréankt werden. Der Zeitraum darf 5 zusammenhéangende Stunden nicht Gberschreiten,
muss spatestens um 18.00 Uhr enden und soll auRerhalb der Zeit des Hauptgottesdienstes
liegen.

Zustandig fur den Erlass derartiger Rechtsverordnungen sind die Gemeinden.

Der Weihnachtsmarkt ist nach § 68 in Verbindung mit § 69 der Gewerbeordnung als
Jahrmarkt festgesetzt.

Die Initiative Altstadt hat die Offnung der Verkaufsstellen im Bereich der Altstadt am
Sonntag, den 27.11.2005 aus Anlass des Weihnachtsmarktes beantragt. Die Aktion Lister
Meile e. V. hat den Antrag gestellt, die Verkaufsstellen auf der Lister Meile vom Lister Platz
bis zum Raschplatz einzubeziehen. Durch die City Gemeinschaft wurde beantragt, die
geplante Sonntags6ffnung auf die tGbrigen Einzelhandelsgeschafte im gesamten
Innenstadtbereich auszudehnen. Die Verkaufsstellen sollen in der Zeit von 13.00 bis 18.00
Uhr geoffnet werden.

Die Gewerkschaften und Verbande, die nach einem Erlass des Nds. Sozialministers
anzuhéren sind, haben wie folgt zu der beabsichtigten Sonntagsoffnung Stellung
genommen:

die Handwerkskammer Hannover,

die Industrie- und Handelskammer Hannover,

der Deutsche Haufrauen-Bund,

der Landesverband der Mittel- und GroRRbetriebe des Einzelhandels in Nds. e.V.,
der Einzelhandelsverband sowie

der Ev.-luth. Stadtkirchenverband Hannover

erheben keine Einwande.

Die Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di weist aus grundsétzlichen Erwéagungen
darauf hin, dass die Voraussetzungen des 8§ 14 LSchIG nicht erfillt sind. Die Vereinigte
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di auRert die Beflirchtung, dass der Besucherstrom nicht
durch die Veranstaltung selbst, sondern erst durch das Offenhalten der Verkaufsstellen
ausgelost und damit das ,, Anlass-Folge-Verhaltnis* in sein Gegensteil verkehrt wird.

Die Verwaltung ist nach Auswertung der Stellungnahmen und nach Abwéagen der
unterschiedlichen Interessen der Auffassung, dass die Verordnung erlassen werden sollte.
Die rechtlichen Voraussetzungen sind erflllt. Bedingt durch den zu erwartenden erheblichen
Besucherstrom besteht ein gesteigertes Interesse bzw. Bedrfnis an dieser
Sonntagsoéffnungszeit.

32.2
Hannover / 12.08.2005



Rechtsverordnung

uber die Offnung der Verkaufsstellen im Stadtgebiet von Hannover anlasslich des
Weihnachtsmarktes am Sonntag, den 27.11.2005.

Aufgrund des 8§ 14 Abs. 1 und 2 des Gesetzes Uber den Ladenschluss vom
28.11.1956 (BGBI. | S. 875) in der z.Z. geltenden Fassung in Verbindung mit der
Verordnung Uber die Regelung von Zustandigkeiten im Gewerbe- und
Arbeitsschutzrecht sowie in anderen Rechtsgebieten vom 19.12.1990 (Nds. GVBI. S
491) in der z.Z. geltenden Fassung sowie des 8 40 Abs. 1 Nr. 4 der
Niedersachsischen Gemeindeordnung in der Fassung vom 22.08.1996 (Nds. GVBI.
S. 382) hat der Rat der Landeshauptstadt Hannover mit Beschluss vom

folgende Rechtsverordnung erlassen:

§1

Anlasslich des Weihnachtsmarktes durfen Verkaufsstellen in der Landeshauptstadt
Hannover innerhalb des durch folgende Stral3en begrenzten Bezirks am Sonntag,
den 27.11.2005 in der Zeit von 13.00 bis 18.00 Uhr geoffnet sein:

Hamburger Allee,

Berliner Allee,
Marienstral3e,
Aegidientorplatz
Friedrichswall,

Leibnitzufer,

Brihlstrale,
Konigsworther Platz,
Schlosswender Strafl3e und
Arndtstral3e.

Ferner durfen die Verkaufsstellen auf der Lister Meile einschliel3lich der in die Lister
Meile einmindenden NebenstralRen bis zu einer Entfernung von 50 Metern ab
Einmundungspunkt der Nebenstral3e in die Lister Meile am Sonntag, den 27.11.2005
in der Zeit von 13.00 bis 18.00 Uhr getffnet sein.

§2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Vero6ffentlichung in Kraft.

Hannover, den

Oberblrgermeister



Beschluss-

drucksache
Landeshauptstadt Hannover
In den Stadtbezirksrat Mitte 1. Neufassung
In den Stadtbezirksrat
Vahrenwald-List Nr.[1501/2005 N1

In den Ausschuss fir Haushalt
Finanzen und Rechnungsprifung
In den Ausschuss fir Arbeitsmarkt
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Wirtschafts und ZuToP
Liegenschaftsangelegenheiten

In den Verwaltungsausschuss

In die Ratsversammlung

Rechtsverordnung ber die Offnung der Verkaufsstell en im Bereich der Altstadt, der

Innenstadt sowie im Bereich der Lister Meile am Son ntag, den 27.11.2005 aus Anlass
des Weihnachtsmarktes

Antrag,

die in der Anlage beigefiigte Rechtsverordnung lber die Offnung von Verkaufsstellen im
Bereich der Altsstadt, der Innenstadt sowie im Bereich der Lister Meile am 27.11.2005 aus
Anlass des Weihnachtsmarktes in der Zeit von 13.00 bis 18.00 Uhr zu beschlie3en.

Bertcksichtigung von Gender-Aspekten

Gender-Aspekte wurden beim Erstellen der Drucksache berticksichtigt.

Es wurden keine geschlechtsdifferenzierten Daten erhoben und ausgewertet.
Frauen und Manner sind von dem Erlass der Verordnung gleichermalRen betroffen.

Kostentabelle
Es entstehen keine finanziellen Auswirkungen.

Begriindung des Antrages
Nach 8 3 des Gesetzes uber den Ladenschluss (LSchlG) mussen Verkaufsstellen unter
anderem an Sonn- und Feiertagen fir den geschaftlichen Verkehr mit Kunden geschlossen

sein.

8§ 14 Abs. 1 LSchIG regelt die abweichende Offnung von Verkaufsstellen an Sonn- und
Feiertagen aus Anlass von Markten, Messen oder &hnlichen Veranstaltungen. Diese Tage
mussen durch Rechtsverordnung freigegeben werden.



Nach § 14 Abs. 2 LSchIG kann die Offenhaltung auf bestimmte Bezirke und Handelszweige
beschréankt werden. Der Zeitraum darf 5 zusammenhéngende Stunden nicht Gberschreiten,
muss spatestens um 18.00 Uhr enden und soll auRerhalb der Zeit des Hauptgottesdienstes
liegen.

Zustandig fur den Erlass derartiger Rechtsverordnungen sind die Gemeinden.

Der Weihnachtsmarkt ist nach § 68 in Verbindung mit § 69 der Gewerbeordnung als
Jahrmarkt festgesetzt.

Die Initiative Altstadt hat die Offnung der Verkaufsstellen im Bereich der Altstadt am
Sonntag, den 27.11.2005 aus Anlass des Weihnachtsmarktes beantragt. Die Aktion Lister
Meile e. V. hat den Antrag gestellt, die Verkaufsstellen auf der Lister Meile vom Lister Platz
bis zum Raschplatz einzubeziehen. Durch die City Gemeinschaft wurde beantragt, die
geplante Sonntags6ffnung auf die tGbrigen Einzelhandelsgeschafte im gesamten
Innenstadtbereich auszudehnen. Die Verkaufsstellen sollen in der Zeit von 13.00 bis 18.00
Uhr geoffnet werden.

Die Gewerkschaften und Verbande, die nach einem Erlass des Nds. Sozialministers
anzuhoren sind, haben wie folgt zu der beabsichtigten Sonntagséffnung Stellung
genommen:

die Handwerkskammer Hannover,

die Industrie- und Handelskammer Hannover,

der Deutsche Haufrauen-Bund,

der Landesverband der Mittel- und GroRRbetriebe des Einzelhandels in Nds. e.V.,
der Einzelhandelsverband sowie

der Ev.-luth. Stadtkirchenverband Hannover

erheben keine Einwande.

Die Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di weist aus grundsétzlichen Erwéagungen
darauf hin, dass die Voraussetzungen des 8§ 14 LSchIG nicht erfillt sind. Die Vereinigte
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di aulRert die Beflirchtung, dass der Besucherstrom nicht
durch die Veranstaltung selbst, sondern erst durch das Offenhalten der Verkaufsstellen
ausgelost und damit das ,, Anlass-Folge-Verhaltnis* in sein Gegensteil verkehrt wird.

Die Gewerkschaft Nahrung — Genuss — Gaststéatten hat ~ mit Schreiben vom
23.08.2005 zu der beabsichtigten Offnung der Verkau fsstellen am 27.11.2005
Stellung genommen. Die Gewerkschaft NGG weist darau  f hin, dass eine
Verlangerung der Ladend6ffnungszeiten zu einer Mehrb  elastung der
Beschaftigten im Verkaufsbereich fuhre und daher ni cht akzeptabel sei. Wenn
zusatzlich zu den bereits ausgeweiteten Ladendffnun  gszeiten verkaufsoffene
Sonntage beantragt wirden, bedeute dies eine enorme Belastung fir die
betroffenen Beschatftigten, da es sich gezeigt habe, dass die Unternehmen
keine weiteren Arbeitsplatze durch die Ausweitung v on Ladeno6ffnungszeiten
schafften.



Die Verwaltung ist nach Auswertung der Stellungnahmen und nach Abwéagen der
unterschiedlichen Interessen der Auffassung, dass die Verordnung erlassen werden sollte.
Die rechtlichen Voraussetzungen sind erflllt. Bedingt durch den zu erwartenden erheblichen
Besucherstrom besteht ein gesteigertes Interesse bzw. Bedirfnis an dieser
Sonntagsoffnungszeit.

32.2
Hannover / 26.08.2005



Rechtsverordnung

uber die Offnung der Verkaufsstellen im Stadtgebiet von Hannover anlasslich des
Weihnachtsmarktes am Sonntag, den 27.11.2005.

Aufgrund des 8§ 14 Abs. 1 und 2 des Gesetzes Uber den Ladenschluss vom
28.11.1956 (BGBI. | S. 875) in der z.Z. geltenden Fassung in Verbindung mit der
Verordnung Uber die Regelung von Zustandigkeiten im Gewerbe- und
Arbeitsschutzrecht sowie in anderen Rechtsgebieten vom 19.12.1990 (Nds. GVBI. S
491) in der z.Z. geltenden Fassung sowie des 8 40 Abs. 1 Nr. 4 der
Niedersachsischen Gemeindeordnung in der Fassung vom 22.08.1996 (Nds. GVBI.
S. 382) hat der Rat der Landeshauptstadt Hannover mit Beschluss vom

folgende Rechtsverordnung erlassen:

§1

Anlasslich des Weihnachtsmarktes durfen Verkaufsstellen in der Landeshauptstadt
Hannover innerhalb des durch folgende Stral3en begrenzten Bezirks am Sonntag,
den 27.11.2005 in der Zeit von 13.00 bis 18.00 Uhr geoffnet sein:

Hamburger Allee,

Berliner Allee,
Marienstral3e,
Aegidientorplatz
Friedrichswall,

Leibnitzufer,

Brihlstrale,
Konigsworther Platz,
Schlosswender Strafl3e und
Arndtstral3e.

Ferner durfen die Verkaufsstellen auf der Lister Meile einschliel3lich der in die Lister
Meile einmindenden NebenstralRen bis zu einer Entfernung von 50 Metern ab
Einmundungspunkt der Nebenstral3e in die Lister Meile am Sonntag, den 27.11.2005
in der Zeit von 13.00 bis 18.00 Uhr getffnet sein.

§2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Vero6ffentlichung in Kraft.

Hannover, den

Oberblrgermeister



SPD-Fraktion und Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
( Antrag Nr. 1321/2005)

Antrag der SPD-Fraktion und Fraktion BUNDNIS 90/DIE =~ GRUNEN "Roter Faden" - ein
Weg fir alle

Antrag,
Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Hannover moége beschlieRen:

Die Verwaltung wird beauftragt zur nachsten planmafRigen Neumarkierung des ,Roten
Faden" diesen durch eine geanderte Markierung, Wegefiihrung und bauliche MalRnahmen
SO zu gestalten, dass er gleichermal3en von allen Interessentinnen und Interessenten (egal
ob mobilitdtseingeschrankt oder nicht) auf einer identischen Route genutzt werden kann.

Begriindung

Der ,Rote Faden" ist seit seinem Bestehen zu einem Magneten und einer eigenstandigen
Sehenswaurdigkeit in Hannover geworden. Noch immer aber kdnnen
mobilitdtseingeschrankte Menschen (sowohl Gehbehinderte und Rollstuhlfahrer, als auch
Menschen mit Kinderwagen) diesen nicht auf demselben Weg erkunden wie
nichteingeschrankte. Gerade in geflihrten Gruppen ist es fir mobilitatseingeschrankte
Menschen schwer immer wieder den Anschluss an die Gruppe zu schaffen, wenn sie vorher
erst einen teilweise Uber 200 Meter langen Umweg zurticklegen missen (vom Kubus zum
Rathaus Uber die Ampelkreuzung Friedrichswall / Willy-Brandt-Allee).

Durch eine geanderte Fuhrung der Markierungslinie (z.B. Uber die Rampe an der VHS, statt
Uber die dortigen Stufen), weitere Bordsteinabsenkungen (z.B. an der italienischen
Leinebriicke) und eine veranderte Fihrung (z.B. am Hohen Ufer) sollte der ,Rote Faden" so
gestaltet werden, dass alle Besucherinnen und Besucher den selben Weg gehen und
fahren kdnnen.

Klaus Huneke Lothar Schlieckau
Fraktionsvorsitzender Fraktionsvorsitzender

Hannover / 13.06.2005



Beschluss-

drucksache
Landeshauptstadt Hannover

In den Stadtbezirksrat
Herrenhausen-Stdcken
In den Jugendhilfeausschuss Nr.
In den Stadtentwicklungs- und
Bauausschuss

In den Ausschuss fir
Arbeitsmarkt-, Wirtschafts- und
Liegenschaftsangelegenheiten
In den Verwaltungsausschuss

1333/2005

=
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Zu TOP

Ersatzbau
hier: Kindertagesstatte Grof3e Pranke 5

Antrag,

1. der Haushaltsunterlage Bau (Entwurf und Kostenberechnung) gem. 8 10 GemHVO
zum Ersatzbau der Kindertagesstatte Grof3e Pranke 5 in H6he von insgesamt
1.270.000 €
sowie

2. der Mittelfreigabe und

3. dem sofortigen Baubeginn

zuzustimmen.

Finanzierung:

Mittel stehen im Vermogensplan des Fachbereichs Gebaudemanagement zur Verfligung:

e Position 4SB.01-01 (Nachhaltige Gebaudesanierung Kindertagesstatten) als Restmittel

aus den Jahren 2001-2003 in Hohe von 1.100.000 € sowie

e Restfinanzierung in Hohe von 170.000 € im Jahr 2007 aus Position 4SB.01-01
(Nachhaltige Gebaudesanierung Kindertagesstatten)

Bertcksichtigung von Gender-Aspekten



Gemal Beschluss des Rates vom 03.07.2003 soll in jeder Drucksache vermerkt werden,
ob die verwendeten Daten geschlechtsdifferenziert erhoben und ausgewertet wurden und
inwieweit Frauen von der geplanten MaRnahme anders betroffen sind als Manner —im
Hinblick auf Rechte, Ressourcen, Beteiligung u.a. (siehe Drucksache 1278/2003)

Zu 1.
Die in dieser Drucksache verwendeten Daten sind im Wesentlichen finanzieller Art und
daher nicht geschlechtsspezifisch zu betrachten.

Zu 2.

Frauen kénnen von der geplanten Ersatzbaumaflinahme in folgenden Funktionen betroffen
sein:

Als Mitarbeiterinnen,

als Elternteile und

als sonstige Besucherinnen.

Bei der Ersatzbaumafinahme ergibt sich keine spezifische Betroffenheit.
Der Umfang der jeweiligen Anlagen entspricht den rechtlichen Vorgaben.



Kostentabelle

Darstellung der zu erwartenden finanziellen Auswirkungen:

Investitionen in€ bei der Verwaltungs- in €p.a. bei der
Hsh-Stelle haushalt; Hsh-Stelle
(im Budget Nr.) auch (im Budget Nr.)
/Wipl-Position Investitions- /Wipl-Position
folgekosten
Einnahmen Einnahmen
Finanzierungs- 0,00 Betriebsein- 0,00
anteile von Dritten nahmen
sonstige Ein- 0,00 Finanzeinnah- 0,00
nahmen men von Dritten
Einnahmen 0,00 Einnahmen 0,00
insgesamt insgesamt
Ausgaben Ausgaben
Erwerbsaufwand 0,00 Personal- 0,00
ausgaben
Hoch-, Tiefbau 1.270.000,00 Wirtschaftsplan | Sachausgaben 82.550,00 1.4641.535000.1
bzw. Sanierung GM 4 SB.01-01
Einrichtungs- 0,00 Zuwendungen 0,00
aufwand
Investitionszu- 0,00 Kalkulatorische 0,00
schuss an Dritte Kosten
Ausgaben 1.270.000,00 Ausgaben 82.550,00
insgesamt insgesamt
Finanzierungs- -1.270.000,00 Uberschuss/ -82.550,00
saldo Zuschuss

Begriindung des Antrages

Bereits im Rahmen seiner Beschlussfassung zum Sonderprogramm Sanierung
Infrastruktur hat der Rat die Verwaltung 1999 beauftragt, zur baulichen Sanierung der
stadtischen Schulen und Kindertagesstéatten ein mehrjdhriges und umfassendes
Sanierungsprogrammaufzulegen (vgl. Drucksache 1967/99). Seitdem wurden die
Sanierungsprogramme 2000 bis 2004 beschlossen und umgesetzt.

Im November 2002 hat der Verwaltungsausschuss der Beschlussdrucksache

Nr. 2815/2002 zum Zweijahresprogramm 2003/04 ,Nachhaltige Geb&udesanierung*“
zugestimmt und damit die Verwaltung beauftragt, Haushaltsunterlagen fur die in der
Drucksache genannten sanierungsbedurftigen Schulen und Kindertagesstatten zu
erstellen.

Die ,Nachhaltige Geb&audesanierung® ist Bestandteil / Fortsetzung des im Mai 2000 dem
Rat vorgestellten Handlungsprogrammes zur Stadtentwicklung 2001 — 2005.

Ziel der ,Nachhaltigen Gebaudesanierung” ist - neben der Sanierung der Bausubstanz -
auch die Umsetzung weiterer Mal3nahmen wie die Beriicksichtigung von
Sicherheitsanforderungen (Feuerwehr, GUV), Barrierefreiheit, Informations- und



Kommunikationstechnik (IuK) und Umwelt- und Klimaschutzanforderungen. Angestrebt
wird, in den sanierten Gebauden in den néachsten 5 — 10 Jahren keine groReren
Baumalnahmen durchfiihren zu missen.

Die Objekte wurden nach ihrer Sanierungsbediirftigkeit ausgesucht. Aufgrund von
Voruntersuchungen wurde die Kindertagesstatte Grof3e Pranke 5 in das
Zweijahresprogramm 2003/04 aufgenommen. Wegen des sehr schlechten baulichen
Allgemeinzustandes der Kita ist ein Ersatzbau wirtschaftlicher und nachhaltiger als eine
Sanierung der vorhandenen Bausubstanz.

Standort:

Eine Machbarkeitsstudie zum alternativ denkbaren Standort auf dem Schulgeléande der

Grundschule Marienwerder hat ergeben, dass sowohl die Varianten:

e Umnutzung derzeit ungenutzter Schulflachen zu Kita-Zwecken als auch

e Abriss von Teilflachen des Schulgebdudes und Errichtung eines Neubaus fir die
Kindertagesstatte auf diesen Flachen

teurer sind als die Errichtung eines Ersatzneubaus auf dem vorhandenen Grundstuck.

Aus diesem Grund wurde nur diese Losung weiter verfolgt.

Auslagerung:

In einem gemeinsam mit den Leitungen der GS Marienwerder und der Kindertagesstatte
am 7.4.2005 durchgefihrten Ortstermin wurden unter Abwéagung der Funktionalitat
unterschiedlicher Lésungsansatze, Eignungsprifung der vorhandenen Raumlichkeiten
und Bewertungwirtschaftlicher Aspekte einschliel3lich Betrachtung von Synergieeffekten
folgende Eckdaten vereinbart:

e Fur die Zeit des Abbruchs der Alteinrichtung und der Errichtung des Ersatzneubaus
wird die Kindertagesstatte in den Osttrakt (ehemaliger BBS-Trakt) der GS
Marienwerder ausgelagert. Der dortige Betrieb kann unter Bereitstellung von
vorhandenen Containern fur Klichen- und Sanitareinrichtung erdgeschossig erfolgen.

e Vor Einzug in dieses Provisorium werden bauliche Unterhaltungsarbeiten zur
Dichtigkeit und Anstricharbeiten durchgefuhrt. Umbauarbeiten sind nicht
vorgesehen.

e Die Grundschule zieht nach Wiedereinzug der Kindertagesstatte in den Neubau
ihrerseits in die frei gewordenen, bereits aufgewerteten Raumlichkeiten.

e Vor dem Umzug der Grundschule werden die aus den dann aktuellen
Schulerzahlen erkennbaren Entwicklungen auf ihre Folgewirkung hinsichtlich
notwendiger Umbau- und Anpassungsmassnahmen tberprift und diese ggfs.
veranlasst.

Terminplanung:

Die Auslagerung kann im Anschluss an die im Herbst 2005 geplanten baulichen
Unterhaltungsmassnahmen im Osttrakt der GS Marienwerder und die daran
anschliessende temporéare funktionsgerechte Herrichtung durchgefuihrt werden.
Nach Abbruch des Bestandsgebaudes kann im Friihjahr 2006 mit der Errichtung des
Neubaus begonnen werden.

Kindertagesstattenentwicklung:

Die stadtische Kindertagesstatte GroR3e Pranke in Betriebsflihrung der Arbeiterwohlfahrt
befindet sich im Stadtteil Marienwerder. In der Einrichtung werden in drei Gruppen
75 Kindergartenkinder betreut.



Zurzeit leben in diesem Stadotteil ( Stand 01.01.04 ):

im Alter von 0-2 Jahren 58 Kinder
im Alter von 3-5 Jahren 77 Kinder
im Alter von 6-9 Jahren 125 Kinder

Die Kindertagesstatte GrolRe Pranke ist die einzige Einrichtung im Stadtteil. Da dort im
Augenblick ausschlief3lich Kindergartenkinder betreut werden, gibt es in Marienwerder
weder Krippen- und Krabbelgruppenplatze noch Hortplatze. Nach den beschlossenen
Zielzahlen des Kindertagesstatten-Berichtes 2004 besteht im Jahr 2005 im
Prognosebezirk Marienwerder im Kindergartenbereich ein Uberhang von 14 Platzen.
tatsachlich ist die Nachfrage an Kindergartenplétzen jedoch weiterhin sehr grof3,

so dass die Kita vollstandig belegt ist.

Zudem sieht das seit 01.01.2005 geltende Tagesbetreuungsausbaugesetz (TAG) einen
weiteren bedarfsgerechten Ausbau der Kinderbetreuungsangebote vor, wodurch
insbesondere Eltern die Vereinbarkeit von Familie und Beruf erleichtert werden soll.
Aus diesem Grund ist kiinftig auch im Bereich der unter 3-jahrigen Kinder ein
entsprechendes Betreuungsangebot einzurichten. Daher ist es erforderlich, das
bestehende Angebot an Kindertagesstattenplatzen weiterhin vorzuhalten.

Baubeschreibung:

Die Kindertagesstatte GrofRe Pranke 5 wurde im Jahre 1969 in Fertigteilbauweise als
eher temporares Gebaude erstellt und ist mittlerweile in allen Bauteilen abgéngig.
Gemal Beschluss vom 28.4.2005 zum Antrag Nr. 2491/2004 von SPD-Fraktion

und Fraktion Bindnis 90/Die Griinen soll bei der Planung des Neubaus einer
Kindertagesstatte der Passivhausstandard zur Anwendung kommen.

In die Standortauswahl eines derartigen Projektes wurde antragsgemass auch die
Kindertagesstatte GroRe Pranke aufgenommen und fir geeignet befunden.
Einzelheiten der auf der Anwendung des Passivhausstandards basierenden Planung
kénnen aus der als Anlage 1 beigefligten Baubeschreibung sowie den als Anlage 3
beigefligten Planen entnommen werden.

Besonderheiten:

Umwelt- und Klimaschutz:
Das Gebaudes soll weitgehend aus natirlichen Baustoffen wie Holzwerkstoffen fur
Deckenund Wande errichtet werden. Zur Warmedammung sollen weitgehend
Zellulosewerkstoffe eingesetzt werden. Durch den auf der Grundlage der Planung
bereits zertifizierten Passivhausstandard wird der Verbrauch an nicht erneuerbaren
Ressourcen auf ein Minimum begrenzt.

Barrierefreiheit:
Im Rahmen der Planung wurden Belange der Barrierefreiheit untersucht und die
durchzufiihrenden MaRRnahmen mit der Behindertenbeauftragten (Dezernat 1l1)
abgestimmt. Die Kindertagesstatte wird in allen Teilen barrierefrei zu erreichen
und zu nutzen sein. Aul3erdem wird ein separat zugangliches behindertengerechtes
WC geschaffen.

Sicherheitstechnik:



Die Forderungen von der Feuerwehr und dem
Gemeindeunfallversicherungsverband (GUV) wurden mit den zustéandigen Stellen
abgestimmt und in das

Programm aufgenommen.

Kosten:

Die Gesamtkosten der Baumassnahmen betragen 1.270.000 € (vgl. Anlage 2) ein-
schlie3lich der spezifischen Auslagerungs- und Umzugskosten sowie Abbruch des
Bestandsgebaudes einschl. Schadstoffentsorgung.

Die Kosten liegen bedingt durch die qualitativ hochwertigere Ausfiihrung infolge des
Passivhausstandards um ca. 10% Uber den Kosten fir die Errichtung einer
vergleichbaren Einrichtung nach EnEV-Standard.

Die Kindertagesstatte hat eine Nettogrundflache von 558 m2. Daraus ergeben sich
Kosten fiur die Baumassnahme (ohne Bertcksichtigung der Auslagerung) in Hohe
von 2.195 € pro m2.

Der enercity-Fond proKlima wurde frihzeitig in die Gebaudekonzeption einbezogen und
hat einen Zuschuss in H6he von ca. 65.000 € in Aussicht gestellt.

Folgekosten:

Die Nebenkosten werden durch die Energieeinsparungen infolge des
Passivhausstandards erheblich reduziert.
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Landeshauptstadt Hannover Hannover, den 2.06.2005

Fachbereich Gebdudemanagement Tel.: 168 - 43208

OE 19.25

VORHABEN OBJEKTBESCHREIBUNG
NACHHALTIGE GEBAUDESANIERUNG 2003/2004 ANLAGE 1
ERSATZNEUBAU KINDERTAGESSTATTE GRORE PRANKE 5 ZUR DRUCKSACHE NR.:

Planungsvoraussetzungen und Planungslésung:

Neuerstellung einer 3-Gruppen Kita fiir ca. 75 Kinder als Ersatz fur den abgéngigen Leichtbau als
Fertigteil-Provisorium aus dem Jahre 1969 an gleicher Stelle gemaf aktualisiertem Raumpro-
gramm, unter der Mal3gabe der Ausbildung im Passivhausstandard.

Der sich ergebende Baukorper befindet sich dabei hauptsachlich auf der Bauflache des Be-
standsbaues.

Die FlachenvergrofRerung wird gleichmafig nach Norden, Westen und Osten angeordnet, um
nach Sitden zum Frei- und Spielgeléande der Kinder gré3stmoglich Flache und Freiraum inklusive
des bestehenden Grins zu erhalten.

Der somit wie ehedem in Ost-West Richtung l&angsorientierte Baukorper bildet zusammen mit der
Front des benachbarten Nahversorgungszentrums einen stadtraumlichen Abschlul3 als
geschlossene Raumkante.

Der Neubau gliedert sich in drei Zonen:

Im Norden: die ,dienende Spange” bestehend aus Raumen des nur voriibergehenden
Aufenthaltes wie WC- und Waschraumen, Kiiche mit Lagerrdumen, Technik, Differenzierungs-
raum und dem Biro der Leiterin, sowie dem Personal- und Aufenthaltsraum.

Der linear diesem Bereich vorgelagerte Flur wird durch seitliche Anlagerung des neuorientierten,
nunmehr 6stlich gelegenen Einganges (Vermeidung von Kollisionen mit der angrenzenden Anlie-
ferung des Nahversorgungszentrums) und eines weiteren nach Westen orientierten und ebenso
als Windfang organisierten zusatzlichen Ausganges auf das Freigel&dnde barrierefrei erschlossen.
Verglaste Dachoberlichter, welche jeweils Uber den Zugéngen der nach Siiden angrenzenden
Gruppenraume angeordnet sind, rhythmisieren den Raum mittels natdrlichem Licht und férdern
die kindliche Orientierbarkeit.

Licht fallt hierbei auch Uber die raumbildenden Elemente ein, welche Flur und Gruppenrdume
trennen und Garderoben und Abstellraume fir die Gruppen aufnehmen.

Die Gruppenrdume sowie der Mehrzweckraum sind im Sinne eines dritten Bereiches als uber-
wiegend rechtwinklig zu bespielende Raume nach Stiden vorgelagert und durch eine grof3flachig
verglaste, geschwungene Fassadenfront gekennzeichnet.

Wahrend die rechtwinklige Kubatur nach Norden, Westen und Osten den energetischen und
wirtschaftlichen Anforderungen an eine kompakte Bauweise Rechnung tragen, bildet die in ihrer
Form weiche Ausbildung nach Suiden einen harmonischen Ubergang in den umgebenden Grin-
raum und Freispielbereich.

Mittels der konkaven Einbuchtungen werden dem kindlichen Mal3stab angepasste
Ubergangsraume von ,Auf3en nach Innen“ gebildet und die Intimitat und Individualitat der
einzelnen Gruppen gewahrt.

In den konvexen Ausbuchtungen sind in kommunikativ anregender Rundform die Kleingruppen-
raume angegliedert.

Energetische Bauweise im Passivhausstandard:

Wesentliche Bedingung fir eine Zertifizierung als Passivhaus ist eine das gesamte Gebaude
umschlieRende hochgedammte Auf3enhille. Diese wird erreicht durch eine innerhalb der tragen-
den AuRenwandkonstruktion der Holzrahmenbauweise integrierte erhohte Warmedammung, eine
erhéhte Dammung oberhalb der Sohle und der Dachkonstruktion sowie durch Fenster- und Tur-
elemente mit entsprechend erforderlichen Rahmenprofilen und 3-fach Isolierverglasung.

Durch diese Minimierung der Warmeverluste in Verbindung mit einer Be-und Entliftungsanage
mit integrierter hocheffizienter Warmertickgewinnung kann das Gebaude tberwiegend beheizt
werden. Hierbei werden die Warmeabgabe von Personen und evtl. technischen Geraten sowie
die solaren Warmegewinne flr die Beheizung genutzt. Die solaren Warmegewinne werden durch




die verglaste Sidfassade, welche durch die gewellte Form geometrisch optimiert ist, zuséatzlich
erhoht.

Obwohl die bauprogrammgegebene Form eines eingeschossigen langlichen Baukdrpers eine
passivhaustechnisch eher unglnstige Voraussetzung darstellt, werden die Vorgaben des Passiv-
hausstandards (15KWh/m?2a) erreicht.

Der sommerlicher Warmeschutz soll in Abstimmung mit dem Nutzer durch die vor der Sudfassa-
de vorhandenen Baumvegetation verbunden mit einer Aufforstung (Baum-Ersatzpflanzungen)
sichergestellt werden. Zusatzlich werden an der Fassade als partiell sinnvolle Erganzung Son-
nenschutzelemente vorgesehen.

Bauteilauslegungen und MalRnahmen im Einzelnen :

Hochbau:

Grundung:  Flachgriindung mit Stahlbetonplatte auf Bodenaustausch nach Abbruch und
Aushub inkl. alter Fundamente.

Boden: ca. 40cm dicker Fubodenaufbau mit TJI-Tragern und Einblasdammung, sowie
Faserzementplatten und Estrich als Speichermasse fiur verschiedene Belage:
Linoleum in den Gruppenraumen und im Flur, Fliesen in den WC’s und Kiiche.

Tragende Holzrahmenwénde mit Holzstandern und Einblasdammung und beidseitigen

Innenwande Beplankungen mit OSB Platten.

und Stutzen Holzstiele ohne weitere Bekleidungen/Dimensionierung in F 30

Tragende d=42,7cm aus TJI-Stitzen mit Plattenbeplankung und Einblasddmmung sowie

AulRenwande Fassadenbekleidung als vorgehéangte hinterliiftete Bekleidung aus farbig behan-
delten Drei-Schicht-Holztafeln

Aulentiren Holzrahmen in Passivhausstandard und 3-fach Isolierverglasung.

und —fenster

Dach- 3 % ig nach Norden geneigt fallende Brettstapeldecke mit traufseitiger
konstruk- Rinnenentwésserung sowie oberseitiger OSB Plattenbeplankung mit bitumindser
tion: V 13 Ersteindichtung, dariberliegender ca. 40cm Warmedammung, WLG 035 und

EPDM-Dachabdichtung mit extensivem Griindach,

Dachoberlichter Passivhausstandard aus Pfosten-Riegel-System Holz-Alu.
Akustik: Wandbekleidungen in Teilbereichen aus hochabsorbierenden farbigen Wandpa-

neelen mit textiler Bespannung.

Transparente Abtrennungen aus Isolierverglasung zur Verbesserung der Schall-

dammung.

Vorhange (Verdunklung/Blendschutz) vor den Sudfassaden in akustisch wirksamer

Ausfihrung.

Heizung/Liftung:

Beheizung erfolgt nicht tiber statische Heizflachen, Eine Liftungsanlage mit kontrollierter Be-und
Entluftung nach Passivhausstandard ermdéglicht durch einen bedarfsgerecht gesteuerten Luft-
wechsel einen hohen physiologischen Komfort. Durch standige Frischluftzufuhr werden von Per-
sonen ausgeatmetes CO2, Feuchtigkeit und Geriiche abgefuhrt und damit das Wohlbefinden
gesteigert. Die ansonsten erforderliche Notwendigkeit der Fensterliftung und der damit verbun-
dene Warmeverlust entfallt damit.

Zur Warmwasserversorgung sowie zur Erganzung der Warmerickgewinnung dient eine Gas-
brennwerttherme (Ernergietrager Gas bereits im Bestand vorhanden).

Sanitar:

WC-Anlagen incl. Behinderten WC in Anzahl und Ausstattung gemaR Raumprogramm nach Kita-
Richtlinien der LHH.

Kiche:

Einbau einer neuen Kochkiiche mit entsprechender Ausstattung und Ablufttechnik tGiber Dach.
Elektrotechnik:

Elektrotechnische Ausstattung inklusive Beleuchtung gemaR Kita-Richtlinien der LHH.
AulRenanlagen:

Unter weitestehendem Erhalt der bestehenden Anlagen und Einrichtungen werden die Auf3enan-
lagen bedingt durch die VergréfRerung der Gebaudeabmessungen sowie die Verschiebung des
Gebéaudes angepasst.




Landeshauptstadt Hannover
Fachbereich Gebdudemanagement

Hannover, den 2.06.05
Telefon: 168- 43208

OE 19.25

BAUVORHABEN ANLAGE NR. 2
Nachhaltige Gebaudesanierung 2003/2004 ZUR

Vorhaben: Kita Grof3e Pranke 5 Ersatzneubau DRUCKSACHE NR.

Lagerbuch Nr.

038/0043 001

KURZFASSUNG DER KOSTENBERECHNUNG NACH DIN 276 (NEU)

KOSTENGRUPPE Euro incl. 16% MwST ERLAUTERUNGEN
100 Grundstlck 0,00 0,00
200 Herrichten und Herrichten der Gelandeoberflache 25.000,00
Erschliessen Offentliche ErschlieRung 19.000,00
44.000,00 Gesamt 200 44.000,00
300 Bauwerk- Erd-, Beton- und Stahlbetonarbeiten 63.000,00
Baukonstruktion Abdichtungsarbeiten, Estricharbeiten 64.000,00
Zimmer- und Holzarbeiten 152.000,00
Werkstein, Fliesen- und Plattenarbeiten 14.000,00
Dachdeckungsarbeiten, Klempnerarbeiten 79.000,00
Tischlerarbeiten (Fenster innen/aulen, Einbaumdbel) 229.000,00
Parkettarbeiten, Bodenbelagarbeiten 26.000,00
Metallbau- und Schlosserarbeiten 15.000,00
Maler- und Lackierarbeiten, Akustikbekleidung 19.000,00
sonstige MalRnahmen fur Baukonstruktion 7.000,00
Baustelleneinrichtung 6.000,00
GerUlste, Sicherungsmafinahmen 4.000,00
678.000,00 Gesamt 300 678.000,00
400 Bauwerk
Techn. Anlagen Abwasser und Wasseranlagen 35.000,00
Warmeversorgungunganlagen 10.000,00
Luftungstechnische Anlagen 74.000,00
Starkstromanlagen 31.000,00
Fernmeldeanlagen 15.000,00
Nutzungsspezifische Anlagen 18.000,00
Sonstige MaRnahmen fiir Technische Anlagen 6.000,00
189.000,00 Gesamt 400 189.000,00
867.000,00 Summe 300 +400 867.000,00
500 Aussenanlagen Gelandeflache 15.000,00
Befestigte Flachen 35.000,00
Baukonstruktion in Auenanlagen 5.000,00
Technische Anlagen in AuRenanlagen 20.000,00
Einbauten in AuRenanlagen 20.000,00
Sonstige MaRnahmen fiir AuBenanlagen 5.000,00
100.000,00 Gesamt 500 100.000,00
600 Ausstattung und
Kunstwerke 0,00 0,00
700 Baunebenkosten Architekt u. Ingenieurleistungen 158.000,00
Tragwerksplanung 32.000,00
Gutachten und Beratung 16.000,00
Allgemeine (Baunebenkosten, Prufungen,Genehmigungen) 2.000,00
Sonstiges (Umzugskosten fir Auslagerung) 5.000,00
Sonstiges (Herrichtung BBS-Trakt fur Auslagerung) 40.000,00
Sigeko 4.000,00
257.000,00 Gesamt 700 257.000,00
Zur Rundung 2.000,00 0,00
Gesamtsumme 1.270.000,00




Landeshauptstadt Hannover

Hannover, 02.06.2005
Fachbereich Gebdudemanagement Tel. 168 - 43208
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Landeshauptstadt Hannover Hannover, 19.05.2005

Fachbereich Gebdudemanagement Tel. 168 - 43208

OE 19.25

ERSATZNEUBAU KINDERTAGESSTATTE QHEIA%HETEN
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Landeshauptstadt Hannover Hannover, 19.05.2005
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Informations-
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Landeshauptstadt Hannover
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In den Ausschuss fir Arbeitsmarkt Nr.
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Liegenschaftsangelegenheiten
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Anzahl der Anlagen |O

Zu TOP

Sachstandsbericht Forderkreis Fernwarme

Bei der Stromproduktion der Kraftwerke in Linden, Herrenhausen und Stdcken fallen
erhebliche Abwarmemengen an. Werden diese Uber das Fernwdrmenetz zu Heizzwecken
genutzt, so fuhrt dies zu einer optimalen Ausnutzung der Prim&renergie und dient damit
dem Klimaschutz. Seit 7 Jahren arbeitet ein Arbeitskreis aus Vertreterinnen der
Stadtverwaltung und der Stadtwerke Hannover AG erfolgreich bei der Ausweitung des
Einsatzes von Fernwarme innerhalb des Stadtgebietes und speziell bei stadtischen
Gebauden. In dieser Informationsdrucksache wird ein Sachstandsbericht der Arbeit
gegeben.

Gemal dem Energiekonzept der Landeshauptstadt Hannover von 1992 hat die
Fernwarmeversorgung Prioritat vor der Warmeversorgung mit anderen Energietréagern.
Hierbei werden bei stadtischen Gebauden auch Mehrkosten in Kauf genommen (bis zu 10
% bei den Jahreskosten, bestehend aus Betriebs- und Anlagekosten).

Um diese Vorgabe in die Praxis umzusetzen, wurden folgende MalRnahmen ergriffen:

1) Der Forderkreis Fernwarme, bestehend aus Vertretern der Stadt und der
Stadtwerke wurde gegriindet. Er hat u.a. die Aufgabe, die bestehenden
Forderungsgrundsatze weiter zu entwickeln, Einzelantrage fur grol3ere



2)

Objekte abzustimmen, die korrekte Vergabe der Fordermittel im Auge
zu behalten sowie gemeinsam Lésungsansatze bei der praktischen
Umsetzung zu finden.

Im Rahmen des Fernwarmeverdichtungsprogramms der Stadtwerke werden
vom Klimaschutzfonds proKlima unwirtschaftlich durchzufihrende Anschluss-
mafnhahmen an das Fernwdrmenetz geférdert.

Entwicklung von Fordergrundsatzen und Forderantradgen auf betriebswirtschaft-
licher Basis.

Prifung der Umstellung stadtischer Liegenschaften auf Fernwarme, insbesondere
bei einer notwendigen Erneuerung der Kesselanlage.

ErschlielBung neuer Versorgungsgebiete mit Fernwarme, insbesondere bei der
Aufstellung neuer Bebauungsplane und beim Abschluss stéadtebaulicher Vertrage.
Optimierung bestehender warmeversorgter stadtischer Liegenschaften.
Vorschlage fur die Bezuschussung der neuen Fernwarmeanschlisse durch
proKlima.

Unter Federfihrung des Fernwarme-Forderkreises wurden bisher 22.000 kW
Anschlussleistung zusatzlich an das Fernwarmenetz gebracht, davon 10.000 kW in
stadtischen Gebauden, wodurch jedes Jahr ca.6.700 t CO, eingespart werden (3.000 t in
stadtischen Gebauden). Dies entspricht den Emissionen die 1.200 erdgasbeheizte typische
70 m2-Wohnungen pro Jahr erzeugen. Um den gleichen Einsparerfolg zu erzielen, missten
670 Hektar Wald aufgeforstet werden, dies entspricht der Flache von 1.340 Ful3ballfeldern.

t/Jahr

Abb.1: CO ;-Einsparung durch neue Fernwarmeanschlisse
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Abbildung 1 zeigt die jahrlichen, kumulierten CO,-Einsparungen durch die unter der
Federfihrung des Fernwarme-Forderkreises veranlassten Neuanschlisse. Diese



Einsparung ergibt sich daraus, dass bei der Kraft-Warme-gekoppelten
Fernwarmeversorgung gleichzeitig Strom erzeugt wird, der den Strom aus konventionellen
Kraftwerken mit hohen Abwarmeverlusten teilweise ersetzt. Die dabei eingesparten
Emissionen werden nach den einschlagigen Normen und Verordnungen (z.B. der
Energieeinsparverordnung, EnEV) der Warmeversorgung gutgeschrieben.

Zu 2) Das Forderprogramm erlaubt es den Stadtwerken, durch direkte
Investitionszuschisse gezielt unwirtschaftliche Gebiete und Kundengruppen fir die
Fernwéarme akquirieren zu kénnen. Die Verdichtung des Fernwarmenetzes zeichnet sich mit
durchschnittlich 24 € Férdermitteln pro eingesparter Tonne CO, durch eine sehr hohe CO,
-Effizienz aus. Es ist jedoch kein allgemeines Breitenférderprogramm (hier waren
Mitnahmeeffekte zu erwarten), sondern die gezielte Bezuschussung unwirtschaftlicher
Bereiche nach folgenden Kriterien:

- Die CO,-Effizienz (auch einzelner Teilprojekte) sollte gut sein; das heil3t, die Kosten
sollten unter 39 Euro/t CO, liegen.

- Die Foérderhdhe darf 80% der nicht gedeckten Kosten betragen
(Rest erbringen die Stadtwerke).

- Die Forderhohe ist nach der Auslastung je kW gestaffelt. Eine hohere Auslastung
der Abnahmestelle ermdglicht eine héhere Forderung.

- Das Férderprogramm unterstitzt in einem vereinfachten Verfahren die Férderung
von Objekten mit einer Forderhdhe bis 50.000 Euro. Hohere Forderbetrage fir
einzelne (d. h. grolRere) Objekte missen gesondert beantragt und von proKlima
beschlossen werden.

Als Folge dieser MaBhahmen wurde von 1999 bis 2004 mit ca. 1 Mio. € Férdergeldern eine
zusatzliche Anschlussleistung von ca. 22.000 kW an das Netz gebracht. Fir die Wirtschaft
bedeutet dies einen Umsatz von ca. 3,3 Mio € und damit eine Sicherung von z.B.

66 Arbeitsplatzen fir ein Jahr.

Abb. 2: Fernwarme-Neuanschliisse mit proKlima-Zuschu Ss
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Abbildung 2 zeigt die Anschlussleistung pro Jahr. Die hohe Anschlussleistung im Jahr
2004 ist auf besonders gunstige Anschlusskonditionen fur stadtische Liegenschaften
zurickzufuhren. Hierbei gaben die Stadtwerke zusatzliche Einnahmen, die sie nach



dem Kraft-Warme-Koppelungsgesetz (KWKG) erwarten, fir die Finanzierung des
Anschlusses dieser Gebaude an die Stadt Hannover weiter. Dabei konnte auch
teilweise die Sanierung der Warmeverteilungsanlagen im Gebaude finanziert werden.

Exkurs: Fernwarme Hannover

Bei der Fernwarme der Stadt Hannover wird die bei der Stromerzeugung anfallende
Abwéarme systematisch genutzt, um die Verbraucher tber ein weitverzweigtes
Fernwarmenetz zu versorgen. Von den 1.270 GWh Fernwarme im Jahr 2003 stammen
70% aus einem Kohleheizkraftwerk, 6% aus zentralen Erdgas-Heizkraftwerken, 20% aus
dezentralen Erdgas-Blockheizkraftwerken und 4% aus Industrieabwérme.

Da durch die guinstigen Konditionen der Sonderaktion 2004 die Anschlusspotentiale in
stadtischen Liegenschaften erst einmal erschopft sind, wird der Schwerpunkt des
Forderkreises Fernwarme in den nachsten Jahren sein:

- ErschlieBung neuer Versorgungsgebiete, insbesondere bei der Aufstellung neuer
Bebauungsplane und beim Abschluss stadtebaulicher Vertrage.
- Optimierung bestehender Fernwarme-versorgter stadtischer Liegenschaften.

Kostentabelle
Es entstehen keine finanziellen Auswirkungen.
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1

Zu TOP

Verlangerung des Pilotprojektes zur Verkirzung der allgemeinen Sperrzeit fur
Schank- und Speisewirtschaften auf die so genannte “Putzstunde”

Antrag,

die in der Anlage beigefiigte Anderungsverordnung zur Verkiirzung der allgemeinen
Sperrzeit fir Schank- und Speisewirtschaften sowie fur offentliche
Vergnugungsstatten in der Landeshauptstadt Hannover zur Verlangerung der
Gultigkeit vom 01.12.2005 bis zum 30.11.2007 zu beschliel3en.

Bertcksichtigung von Gender-Aspekten

Gender-Aspekte wurden beim Erstellen der Drucksache berticksichtigt.

Es wurden keine geschlechtsdifferenzierten Daten erhoben und ausgewertet.
Frauen und Manner sind von dem Erlass der Verordnung gleichermalRen betroffen.



Kostentabelle

Darstellung der zu erwartenden finanziellen Auswirkungen:

Investitionen in€ bei der Verwaltungs- in €p.a. bei der
Hsh-Stelle haushalt; Hsh-Stelle
(im Budget Nr.) auch (im Budget Nr.)
/Wipl-Position Investitions- /Wipl-Position
folgekosten
Einnahmen Einnahmen
Finanzierungs- 0,00 |Betriebsein- 0,00
anteile von Dritten nahmen
sonstige Ein- 0,00 Finanzeinnah- -85.000,00 1.1110.101000.3
nahmen men von Dritten
Einnahmen 0,00 Einnahmen -85.000,00
insgesamt insgesamt
Ausgaben Ausgaben
Erwerbsaufwand 0,00 Personal- 0,00
ausgaben
Hoch-, Tiefbau 0,00 Sachausgaben 0,00
bzw. Sanierung
Einrichtungs- 0,00 Zuwendungen 0,00
aufwand
Investitionszu- 0,00 Kalkulatorische 0,00
schuss an Dritte Kosten
Ausgaben 0,00 Ausgaben 0,00
insgesamt insgesamt
Finanzierungs- 0,00 Uberschuss/ -85.000,00
saldo Zuschuss

Begriindung des Antrages

Das Land Niedersachsen fuhrt bis zum 30.11.2005 in Niedersachsen ein Pilotprojekt
zur Liberalisierung der allgemeinen Sperrzeit fir Schank- und Speisewirtschaften
durch.

Mit dem Pilotprojekt wird die Verkirzung der Sperrzeit auf die so genannte
Putzstunde (Zeitraum von 05.00 Uhr bis 06.00 Uhr) erprobt. Ausgenommen von der
Verkilrzung sind AuRenbewirtschaftungs-flachen/Biergéarten aufgrund der
immissionsschutzrechtlichen Problematik sowie Betriebe, bei denen abweichend von
der allgemeinen Sperrzeit eine Sperrzeitverlangerung von der Verwaltung
festgesetzt worden ist.

Zur Teilnahme der Landeshauptstadt Hannover hat der Rat der Landeshauptstadt
Hannover am 22.10.2003 die notwendige Rechtsverordnung beschlossen. Diese
Rechtsverordnung tritt am 01.12.2005 aul3er Kratft.

Der Hotel- und Gaststattenverband hat der Verwaltung mit Schreiben vom
30.06.2005 mitgeteilt, dass sich die Erfahrungen der Mitgliedsbetriebe mit der



Sperrzeitverkirzung positiv darstellen. In Zeiten der angespannten wirtschaftlichen
Situation des Gastgewerbes sei es ein richtiges Zeichen, dass durch eine derartige
generelle Verkirzung Betriebskosten in Form von Gebihren fur
Ausnahmegenehmigungen fur Sperrzeitverglinstigungen entfallen seien.
Insbesondere bei den jingeren Gastronomiebesuchern sei schon vor Beginn des
Projektes ein Trend zu immer spateren Ausgehzeiten zu erkennen gewesen. Die
Betriebe seien durch die generelle Verkirzung der Sperrzeit in der Lage, flexibel auf
die Kundenwiinsche zu reagieren.

Nach dem Erlass des Niederséchsischen Ministeriums fir Inneres und Sport vom
15.07.2005 werde die kunftige allgemeine Sperrzeit nach der Niederséchsischen
Verordnung Uber die Festsetzung der Sperrzeit fir Schank- und Speisewirtschaften
sowie fur offentliche Vergnigungsstatten unter anderem von der Auswertung des
Pilotprojektes bestimmt werden. Eine Verlangerung der 6rtlichen Regelung sei
maoglich, wenn die wahrend des Pilotprojektes gewonnenen Erfahrungswerte nicht
dagegen sprechen.

Die Verwaltung hat keine konkreten Beschwerden erhalten, die in Zusammenhang
mit der Verkirzung der Sperrzeit stehen. Die Polizeidirektion Hannover hat keine
Bedenken gegen eine Fortsetzung. Eine Zunahme der Beschwerden aus der
Bevolkerung war nicht zu verzeichnen.

Durch die Verlangerung der Gliltigkeit der Verordnung wird eine unterbrechungsfreie
Fortfihrung der aktuellen Sperrzeitregelung erreicht. Die Verwaltung geht davon
aus, dass spatestens innerhalb von zwei Jahren die Auswertung des Pilotprojektes
abgeschlossen und eine Entscheidung tber die kiinftige allgemeine Sperrzeit in der
Niedersachsischen Verordnung Uber die Festsetzung der Sperrzeit fur Schank- und
Speisewirtschaften sowie flr 6ffentliche Vergnigungsstatten getroffen sein wird.

Die 2003 erwarteten Einnahmeverluste von Gebuhren flr Sperrzeitverginstigungen
in H6he von jahrlich 120.000,-- Euro sind nicht in diesem Umfang eingetreten. Eine
Gebuhrenerhohung und ein verandertes Antragsaufkommen fir die verbliebene
Putzstunde haben den Riickgang auf ca. 85.000,-- Euro begrenzt. Die
Mindereinnahmen konnten und kénnen auch weiterhin durch Mehreinnahmen bei
anderen Gewerbeerlaubnissen aufgefangen werden.

32.22.2
Hannover / 18.08.2005



1. Anderung der Verordnung
zur Verkirzung der allgemeinen Sperrzeit fur Schank- und Speisewirtschaften
sowie fur offentliche Vergniigungsstatten in der Landeshauptstadt Hannover

Aufgrund der §§ 18 und 30 des Gaststattengesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 20. 11.1998 (BGBI. | S. 3418), zuletzt geandert durch Art. 2 des
Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBI. | S. 1665) sowie aufgrund des § 3 Abs. 1 der
Verordnung Uber die Festsetzung der Sperrzeit fir Schank- und Speisewirtschaften
sowie flr offentliche Vergnigungsstatten vom 8. 6. 1971 (Nds. GVBI. S. 223) zuletzt
geandert am 15. 10. 1982 (Nds. GVBI. S. 400) und in Verbindung mit Nr. 3. 4. 4. der
Anlage der Verordnung Uber Zustandigkeiten auf dem Gebiet des Wirtschaftsrechts
sowie in anderen Rechtsgebieten (ZustVO-Wirtschaft) vom 18.11.2004 (Nds. GVBI.
S. 482), wird folgendes verordnet:

§1
In § 3 Satz 2 wird das Datum ,01.12.2005" durch ,,01.12.2007“ ersetzt.

§ 2

Die Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veréffentlichung in Kraft.

Hannover, den

Oberblrgermeister



	Sitzung AAWL am 02.09.2005
	Einladung
	TOP 3. Rechtsverordnung über die Öffnung der Verkaufsstellen im Bereich der Lister Meile, Hannover, am 25.09.2005, aus Anlass des Bauernmarktes (Drucks. Nr. 1286/2005 N1 mit 1 Anlage)
	1286-2005-N1 Anlage1

	TOP 3.1. Rechtsverordnung über die Öffnung der Verkaufsstellen im Gewerbegebiet Hainholz am Sonntag, den 16.10.2005 aus Anlass des Festes in Hainholz (Drucks. Nr. 1421/2005 mit 1 Anlage)
	1421-2005 Anlage1

	TOP 3.2. Rechtsverordnung über die Öffnung der Verkaufsstellen in Hannover-Misburg / Meyers Garten am Sonntag, 09.10.2005, aus Anlass des Misburger Oktoberfestes (Drucks. Nr. 1498/2005 mit 2 Anlagen)
	1498-2005 Anlage1
	1498-2005 Anlage2

	TOP 3.3. Rechtsverordnung über die Öffnung der Verkaufsstellen im Bereich der Altstadt, der Innenstadt sowie im Bereich der Lister Meile am Sonntag, den 27.11.2005 aus Anlass des Weihnachtsmarktes (Drucks. Nr. 1501/2005 mit 1 Anlage)
	1501-2005 Anlage1

	TOP 3.3.1. Rechtsverordnung über die Öffnung der Verkaufsstellen im Bereich der Altstadt, der Innenstadt sowie im Bereich der Lister Meile am Sonntag, den 27.11.2005 aus Anlass des Weihnachtsmarktes (Drucks. Nr. 1501/2005 N1 mit 1 Anlage)
	1501-2005-N1 Anlage1

	TOP 4. Antrag der SPD-Fraktion und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN "Roter Faden" - ein Weg für alle (Drucks. Nr. 1321/2005)
	TOP 5. Ersatzbau

hier: Kindertagesstätte Große Pranke 5 (Drucks. Nr. 1333/2005 mit 7 Anlagen)
	1333-2005 Anlage1
	1333-2005 Anlage2
	1333-2005 Anlage3
	1333-2005 Anlage4
	1333-2005 Anlage5
	1333-2005 Anlage6
	1333-2005 Anlage7

	TOP 6. Sachstandsbericht Förderkreis Fernwärme (Informationsdrucks. Nr. 1525/2005)
	TOP 7. Verlängerung des Pilotprojektes zur Verkürzung der allgemeinen Sperrzeit für Schank- und Speisewirtschaften auf die so genannte “Putzstunde” (Drucks. Nr. 1539/2005 mit 1 Anlage)
	1539-2005 Anlage1



